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G. WIEDERGABE DES BESTÄTIGUNGSVERMERKS UND SCHLUSSBEMERKUNG 

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung haben wir dem als Anlagen I bis III beigefügten Jahresab­ 

schluss der Gemeinnützigen Regionalgesellschaft Usedom-Peene mbH, Mölschow, zum 

31. Dezember 2015 und dem als Anlage IV beigefügten Lagebericht für das Geschäftsjahr 2015 
unter dem Datum vom 30. Mai 2016 den folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er­ 

teilt, der von uns an dieser Stelle wiedergegeben wird: 

"Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie 

Anhang - unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der Gemeinnützigen Re­ 

gionalgesellschaft Usedom-Peene mbH für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 

2015 geprüft. Durch § 13 Abs. 3 KPG M-V wurde der Prüfungsgegenstand erweitert. Die Prü­ 

fung erstreckt sich daher auch auf die wirtschaftlichen Verhältnisse der Gesellschaft i. S. v, § 53 
. Abs. 1 Nr. 2 HGrG. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht 

nach den deutschen handelsrechtliehen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen des 

Gesellschaftsvertrags liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. 

Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung 
' . 

. über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht ab­ 

zugeben. 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 

der Wirtschaftsprüfer (lOW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss­ 

prüfunq vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrich­ 

tigkeiten und Verstöße, die sich auf die. Darstellung des durchden Jahresabschluss unter Be­ 

achtunqder Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten 

Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage Wesentlich auswirken, mit hinreichender Si­ 

cherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse 

über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft 

sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der prüfung werden 

die' Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise 

für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht . überwiegend auf der Basis 

von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilan;zierungs­ 
grundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdi­ 

gung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
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i . ;' Die Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse haben wir darüber hinaus entsprechend den vom 
, IDW festgestellten Grundsätzen zur Prüfung der Ordnungsmäßigke.it der GeSchäftsführung und 

der wirtschaftlichen Verhältnisse gemäß § 53 HGrG vorgenqmmen. Wir sind der Auffassung, 

dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 

! . 

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. . 

Nach unserer Beurteilung aufgrund . der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht 

der Jahresabschluss den gese~lichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen des 

Gesellschaftsvertrags und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-· 

führung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 

Ertragslage der GeseUschaft. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, ver­ 

mittelt insgesamt .eln zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen 

und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Die wirtschaftlichen Verhältnisse der Gesellschaft geben nach unserer Beurteilung keinen An­ 

lass zu wesentlichen Beanstandungen." 

Vorstehenden Prüfungsbericht erstatten wir' in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vor .. 

schritten und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei' Abschlussprüfungen 

(IDW PS 450). ' 

Die Verwendung des vorstehend wiedergegebenen Bestätigungsvermerks außerhalb dieses 

Prüfungsberichts setztunsere vorherige Zustimmung voraus. 

i 
i ·1 
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Die Veröffentlichung oder Weitergabe des Jahresabschlusses und/oder Lageberichtes in einer 

von der bestätigten Fassung. abweichenden Form (einschließlich der Übersetzung in andere 
sprachen) eifordert unsere erneute Stellung~ahme, soweit dabei unser Bestätigungsvermerk 

. zitiert oder auf unsere Prüfung hingewiesen wird. Wir weisen dlesbezüqilch auf § 328 HGB hin . 

I 
I , 

. Leipzig, den 30. Mai 2016 

RÖßER HESS PIMME GMBH 

·DirkRöber 

Wirtschaftsprüfer 

/. 



._--~._---------" ... - ---~ ... , ... - 

050 
q q 
o ~ 

cO ..,. 

303 

2! 
W 

1 s 
ai 

i 
.j 
j 
I ., 



Anlage II 
, - 304 - 
Gemeinnützige Regionalgesellschaft Usedom-Peene mbH 

Mölschow 

Gewinn- und Verlustrechnung 

für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2015 

Geschäftsjahr Vorjahr 
EUR EUR 

1. Umsatzerlöse 161.703,45 222.783,04 

2. Erträge aus Zuwendungen 436.472,84 1.022.668,06 

3. Sonstige betriebliche Erträge 76.975,49 84.903,69 

4. Materialaufwand 
.Aufwendunqen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und für, 
bezoqenewaren 12:368,65, 33.316,54 

5. Personalaufwand 
a) Löhne und Gehälter 
b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersver­ 

sorgung und für UnterstütZung 

337.581,90 

84.414,10 
421.996,00 

, 788.630,58 

180.260,99 
968.891,57 

- davon für Altersversorgung EUR 2~355;96 ' 
(EUR 2.637,16) 

6. Abschreibungen 
, Auf immaterielle Vermögensgegenstände des Anlage- 

vermögens und Sachanlagen 

7. Sonstige betriebliche Aufwendungen 

8. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 

9. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 

10., Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 

11. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 

12. Sonstige Steuern 

16. Einstellungen in Gewinnrücklagen 
In andere Gewinnrücklagen 

55.456,00 59.022,23 

227.530,46 319.149,88 

86,39 1.062,34 

10.521,89 5.016,13 

52.634,83- 53.979,22- 

0,00 ,528,00- , 

4.095,40 4.353,19 
4.095,40 3.825,19 

56.730,23 57.804,41 

, 2.754,04 3.399,61 

99.009,15 144.540,64 

43.161,38 87.381,80 

1.871,58 2.754,04 

13. Jahresfehlbetrag 

14. Gewinnvortrag aus dem Vorjahr 

15. Entnahmen aus Gewinnrücklagen 
Aus anderen Gewinnrücklagen 

17. Bilanzgewinn 
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Gemeinnützige Regionalgesellschaft 

Usedom-Peene mbH 

Mölschow 

Anhang für das Geschäftsjahr 2015 

I. ALLGEMEINE ANGABEN ZUM JAHRESABSCHLUSs, ZU BILANZIERUNGS- UNO 

BEWERTUNGSMETHOOEN 

Die Gemeinnützige Regionalgesellschaft Usedom-Peene mbH, Mölschow, ist eine kleine Kapi­ 

talgesellschaft LS.v. § 267 HGB. Sie unterliegt -der Verordnung über die Eigenbetriebe der Ge- ., 
meinden (Eigenvertriebsordnüng M-V - EigVO) vom 25. Februar 2008 und stellt gemäß § 20 
Abs.·1 EigVO einen aus der Bilanz, der Gewinn- und Verlustrechnung und dem Anhang be­ 

stehenden Jahresabschluss sowie einen Lagebericht nach den Ansatzvorschriften für den Jah- . 

resabschluss großer Kapitalgesellschaften auf. 

Der vorliegende Jahresabschluss ist grundsätzlich unter Beibehaltung der für den Vorjahresab­ 

schluss angewendeten Gliederungs- und Bewertungsgrundsätzeri nach den geltende Vorschrif­ 

ten des Handelsgesetzbuches aufgestellt. 

Für die Gewinn- und Verlustrechnung wurde in Ausübung des Wahlrechtes in § 275 Abs. 1 
HGB das Gesamtkostenverfahren gewählt. 

Bei der Aufstellung der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung werden folgende Bilanzie­ 

rungs- und Bewertungsmethoden angewendet: 

Entgeltlich von Dritten erworbene immaterielle Vermögensgegeristände des Anlagev~rmö­ 

gens werden zu Anschaffungskosten aktiviert und über den Zeitraum der Nutzung pro rata-tern­ 

poris abgeschrieben. 
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: sachanlagen werden zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten, solche mit zeitlich begrenzter 

"Nutzungsdauer vermindert um planmäßige Abschreibungen, angesetzt. Die Abschreibungen 

werden nach der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer ermittelt. Die Anlagegüter werden nach 

Maßgabe der jeweils kürzesten steuerlich für zulässig gehaltenen Nutzungsdauer Ld.R. linear 

abgeschrieben. Im Jahr der Anschaffung oder Herstellung erfolgt die Abschreibung zeitanteilig 

für den vollen Monat der Anschaffung oder Herstellung. 

Ab 2010 werden Geringwertige Wirtschaftsgüter mit Anschaffungskosten von nicht mehr als 

EUR 410,00 netto im Zugangsjahr voll abgeschrieben, solche mit Anschaffungskosten bis netto 

EUR 60,00 werden mit der Anschaffung als Aufwand gebucht. 

Handelswaren werden zu Anschaffungskosten bzw. den jeweils niedrigeren beizulegenden 

Werten bewertet. 

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände werden mit dem Nennwert bzw. mit 

dem am Bilanzstichtag beizulegenden niedrigeren Wert angesetzt. Bei Forderungen, deren Ein- 
, ' 

bringlichkeit mit erkennbaren Risiken behaftet sind, werden angemessene Wertabschläge vor­ 

genommen, uneinbringliche Forderungen werden abgeschrieben. Forderungen aus Zuschüssen 

für Arbeitsgelegenheiten und Sonderprojekte an das Jobcenter, die Bundesagentur für Arbeit, 

das Land Mecklenburg-Vorpommern, die Otto-Brenner-Stiftung oder des Bundesamtes für Fa­ 

milie und zivilrechtliche Aufgaben werden auf der Grundlage von Zuwendungsbescheiden und 

einer Kostenstellenrechm,mg maßnahmebezogen ermittelt und mit dem zum Bilanzstichtag so 

ermittelten Wert angesetzt. 

I 

I 
Ausgaben vor dem Bilanzstichtag, die Aufwand für eine bestimmte Zeit nach dem Bilanzstichtag 

sind, werden unter dem aktiven Rechnungsabgrenzungsposten aktiviert und planmäßig auf- 

gelöst. 

Gewiimrücklagen werden zweckgebunden und als frei verfügbare Mittel für die Verwirklichung 

der satzungsmäßigen Zwecke im .Sinne von § 58 Nr. 6 AO und § 58 Nr. 7 a AO gebildet. 

Erhaltene Investitionszuschüsse auf Sachanlagen werden unter dem Sonderposten für Inves­ 

titionszuschüsse zum Anlagevermögen ausgewiesen. Sie werden gleichmäßig über die Nut­ 

zungsdauer des betreffenden Vermögensgegenstandes ertragswirksam aufgelöst. 
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Sonstige Rückstellungen erfassen alle erkennbaren Risiken und ungewisse Verbindlichkeiten 

und sind mit dem Erfüllungsbetrag bewertet, der nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 

notwendig ist. 

Verbindlichkeiten werden mit ihrem Erfüllungsbetrag bilanziert. 

Als passiver Rechnungsabgrenzungsposten werden Zuschüsse des Jobcenters Nord Vor­ 

pommern-Greifswald und der anderen Förderrnittelqeber vor dem Bilanzstichtag ausgewiesen; 

soweit sie Ertrag für eine bestimmte Zeit nach dem Bilanzstichtag darstellen. Die Ermittlung er-. 

folgt maßnahmebezogen auf der Grundlage einer KostensteIlenrechnung. 

II. ERLÄUTERUNGEN ZUR BILANZ 

1. Anlagevermögen 

Die Entwicklung der einzelnen Posten des Anlagevermögens haben wir gemäß § 268 Abs. 2 

HGB in der Anlage .zum Anhang dargestellt. 

2. Forderungen und sonstlqe Vermögensgegenstände 

Sämtliche Forderungen haben eine Restlaufzeit von weniger als einem Jahr. 

3. . Eigenkapital 

Das Stammkapital mit lEUR 64 ist in voller Höhe eingezahlt. 
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4. Rückstellungen' 

Die Zusammensetzung und Entwicklung der sonstigen Rückstellungen (§ 25 Abs. 3 EigVO) 

stellen sich wie folgt dar: 

Stand Inanspruch- Stand 

01.01.2015 nahme Auflösung Zuführung 31:12.2015 
EUR EUR EUR' EUR EUR 

a) Ausstehender Urlaub 9:500,00 . 4.820,06 2.079,94 0,00 2.600,00 

b) Berufsgenossenschaft 26.300,00 25.431,11 868,89 15.700,00 15.700,00 

c) Prüfungs- und Jahresab- 
schlusskosten 10.500,00 10.308,95 191,05 10.500,00 10.500,00 

d) Sonstige 0100 0100 0100 3.656138 3.656138. 

46.300,00 40.560,12 3.139.88 29.856,38 32.456,38 

5. Verbindlichkeiten 

Die Fälligkeiten derVerbindlichkeiten gliedern sich wie folgt: 

gesamt mit einer Restlaufzeit von 
It. Bilanz bis 1 Jahr 1 bis 5 Jahre über 5 Jahre 

Verbindlichkeiten gegenüber 
Kreditinstituten 117.040,10 112,555,78 4.484,32 0,00. 

(im Vorjahr} (12.927,33) (3,977,64) (8.949,69) (0,00) 

Verbindlichkeiten aus Lie- 
ferungen und Leistungen 504,54 504,54 0,00 0,00 

(im Vorjahr) (1.337,76) (1.337,76) (0,00) (0,00) 

Sonstige Verbindlichkeiten 35.649,38 35.649,38 0,00 0,00 

(im Vorjahr) (74.219161 ) (74.219161 ) (0100) (0100) 

Summe 153.194,02 148.709,70 4.484,32 0,00 

(im Vorjahr) (88.484.70l (79.535,01l (8.949,69l (O,OOl 

Von den sonstigen Verbindlichkeiten sind Verbindlichkeiten aus Steuern in Höhe von TEUR 6 

(TEUR 6) enthalten. 
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: 6. Haftungsverhältnisse 

Zum Bilanzstichtag bestanden keine Haftungsverhältnisse gemäß § 251 HGB .. 

7. Sonstige finanzielle Verpflichtungen 

Sonstige finanzielle Verpflichtungen bestanden zumßilanzstlchtaq in folgender Höhe: 

2018 und 
insgesamt 2016 2017. s~äter 
TEUR TEUR TEUR TEUR 

Miete 5 5 0 0 

Dienstleistungen 19 19 0 0 

Leasing 14 9 4 1 

38 33 4 1 

III. ERLÄUTERUNGEN ZUR GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG 

1. Umsatzerlöse 

. Unter den Umsatzerlösen werden alle Erträge aus der Betreibung der kulturellen Einrichtungen 

und Ausstellungen im teilweisen Zusammenhang mit der Durchführung der arbeitsmarktpoliti­ 

sehen Maßnahmen ohne die privaten und öffentlichen Zuschüsse ausgewiesen. Es handelt sich 

um die Zweckbetriebe der Gesellschaft nach § 65 AO. Des Weiteren werden hierunter die Erträ­ 

ge aus der Betreibung von Versorgungseinrichtungen und der Vermietung erfasst, die im inne­ 

ren Zusammenhang mit diesen oben genannten Tätigkeiten stehen und im Ergebnis der Be­ 

triebsprüfung durch das Finanzamt Greifswald ebenfalls dem Zweckbetrieb der Gesellschaft zu­ 

zurechnen sind: Darüber hinaus wurden hierunter auch Erträge aus gezielten Projekten erfasst, 

die jedoch eine wirtschaftliche Tätigkeit nach § 64 AO darstellen. 

2. Zuschüsse 

In den Zuschüssen sind alle öffentlichen Mittel für die Durchführung von arbeitsmarktpolitischen 

Maßnahmen von TEUR 436 (TEUR 1.023) enthalten. 
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Die durch die Zuwendungen finanzierten Projekte stellen den Hauptzweck der Gesellschaft dar, 

hiermit wird die gewöhnliche Geschäftstätigkeit finanziert. 

3. Sonstige betriebliche Erträge 

In den sonstigen betrieblichen Erträgen sind in Höhe von TEUR 34 (TEUR 38) Erträge aus der 

Auflösung des 8onderpo~tens enthalten. 

·i 

IV. SONSTIGE ANGABEN 

1. Mitarbeiter 

Die durchschnittliche Zahl der Beschäftigten ohne :Geschäftsführerin betrug im 'Geschäfts­ 

jahr21 (Vo~ahr: 70). Davon wurden im Rahmen des Bundesprogrammes Bürgerarbeit und 

'Bundesfreiwilligendienstes 8 (Vorjahr: 53) gefördert. 13 (Vorjahr: 17) Arbeitnehmer wurden aus 

sonstigen Einnahmen und über die Fallpauschale für Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwands- 

entschädigung flnanzlert, 

Darüber hinaus waren 176 Teilnehmer (Vorjahr: 247) im Rahmen von Arbeitsgelegenheiten 

,.nach 8GB III im Durchschnitt des Jahres 2015 in der Gesellschaft tätig. 

2. Geschäftsführung 

Im Geschäftsjahr war Frau Dr. Beate-Car~la Johannsen, Dipl.-Philosophin, Koserow, alleinver­ 

tretungsberechtigte Geschäftsführerin. Die Geschäftsführerin ist von ~en Beschränkungen des 

§ 181 BGB befreit. Die Bezüge der Geschäftsführerin betragen TEUR 79. 
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3. Beirat 

Mit Konstituierung des Aufsichtsrates erfolgte keine Empfehlung zur Neubildung des Beirates. 

Die Tätiqkeit des Beirates ruht zurzeit. 

4. Aufsichtsrat 

Mitglieder des Aufsichtsrates sind: 

- Frau Marlies Seiffert 
Kreistag Vorpommern-Greifswald für den Landkreis 

- Herr Amo Karp 
. Kreistag Vorpömmern-Greifswald für den Landkreis 

. , 
_ Herr Reinhardt Plückhahn (Stellvertreter des Vorsitzenden) 
Stadtvertretung Stadt Wolgast 

- Herr Alexander Vetter 
Stadtvertretung Hansestadt Anklam 

- Herr Dirk Mitzlaff·. 
Gemeindevertretung Gemeinde Kröslin· 

- Herr Paul Kreismer (Vorsitzender) 
. Gesellschaftergemeinden des Amtes Usedom-Nord 

5. . Prüfungshonorar 

Im Geschäftsjahr 2015 wurde ein Prüfungshonorar in Höhe von EUR 7.390,00 gezahlt. 
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v. ERGEBNISVERWENDUNGSVORSCHLAG 

Der Jahresfehlbetrag wird auf neue Rechnung vorgetragen. 

Mölschow, 30. Mai 2015 

Gemeinnützige Regionalgesellschaft Usedom-Peene mbH 

Dr. te-Carola Johannsen 
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Gemeinnützige Regionalgesellschaft 

Usedom .. Peene mbH 

Mölschow 

Lagebericht für das Geschäftsjahr 2015 

A. Darstellung des Geschäftsverlaufs 

·1. Entwicklung der Branche und der Gesamtwirtschaft 

Im Geschäftslahr 2015 wurde gemäß den Regelungen des SGB II und III in Zusammenarbeit 

mit dem Jobcenter Nord des Jobcenters Vorpommern-Greifswald die Geschäftspolitik fortge­ 

führt. Auf Grund der weiter gesunkenen Stellenzuweisungen haben sich die Auswirkungen der 

bestehenden Planungsunsicherheit bezüglich der zeitnahen und vollständigen Besetzung der 

Stellenkontingente durch das Jobcenter Nord weiter verschärft. Sonderprojekte zur Integration 

von Asylbewerbern wurden bisher durch das Jobcenter nicht in der Form aufgelegt,. dass sie für 

die Regionalgesellschaft infrage kommen. 

Die bundespolitische Schwerpunktsetzung bezüglich der Arbeitsmarktpolitik und die wirtschaftli­ 

che Situation der im Landkreis ansässigen Wirtschaftsunternehmen haben wesentlich dazu bei­ 

getragen, dass die Geschäftspolitik der Jobcenter dem sogenannten 2. Arbeitsmarkt immer we- 

. niger Beachtung geschenkt haben. Die Tendenz der Entspannung auf dem Arbeitsmarkt, der 

zunehmende Bedarf an Fachkräften in allen Branchen und gleichzeitig die Auswirkungen des 

demografischen Wandels sind wesentliche Einflussfaktoren für die. Situation der Regionalgesell­ 

schaft. Die Zahl der tatsächlich schwer vermittelbaren Langzeitarbeitslosen in den verschiede­ 

nen Bereichen des Jobcenters weisen weiter zunehmend eine Arbeitsmarktferne auf und benö­ 

tigen eine immer intensivere Betreuung. Die sich ständig intensiver gestaltende Betreuung ist 

. auf Grund der zur Verfügung stehenden finanziellen Ausstattung der Gesellschaft nicht mehr zu 

leisten. 

Die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt stellt besondere Anforderungen sowohl an die Qualifizie­ 

rung und Leistungsfähigkeit von langzeitarbeitslosen Leistungsempfängern als auch hinsichtlich 

der angebotenen Beschäftigungs- und Qualifizierungsangebote vor einer Arbeitsautnabrne. So 
stehen Bildungs- und Beschäftigungsträger vor der Aufgabe, sich diesen Bedingungen nicht nur 

anzupassen, sondern auch mit den entsprechenden Angeboten ihren Beitrag zur Verbesserung 
der Marktfähigkeit der erwerbsfähigen Hilfeempfänger zu leisten. Auch die Tatsache, dass die 
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!Regionalgesellschaft'seit vielen Jahrensowohl lfsO als auch AZAV zertifiziert lsthat sich nicht 

!.positiV auf die Zuweisungen ausgewirkt. 

i Vor diesem Hintergrund hat sich die Gesellschafterversammlung intensiv mit den Perspektiven 

, der Gesellschaft befasst. 

, In welchem Umfang die Gemeinnützige Regional~esellschaft Usedorn-Peene mbH im Jahr 

,2015 im Vergleich zu den Gesamtstellenzahlen für Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsent­ 

,schädigung im Jobcenter Nord Zuweisungen erhalten hat, ist schwer einzuschätzen. Dazu lie- 

I' gen seitens des Jobcenters keine konkreten lntormatlonen vor. Da keine grundsätzliche Ent .. 
tl i scheidung' zur zukunttsorlennerten Gestaltung der Trägerlandschaft getroffen wurde, besteht 

unabhängig von der tatsächlichen fachlichen Leistungskraft nach wie vor eine relativ kleinteilige 

Struktur in der Trägerlandschaft. Das hat zu einer erheblichen Schwächung aller Träger geführt 

und die bisher leistungsstarken Träger geschwächt. 

Durch das Jobcenter wurden für das Jahr 2015 durchschnittlich 194 Kontingente für Arbeitsge­ 

legenheiten bewilligt. Diese Kontingente waren der Ausgangspunkt für die zu planenden Perso- 

nal- und Fixkosten 2015. 

Die Probleme bei der zeitnahen und vollständigen Besetzung der Stellenkontingente haben sich 

2015weiter verstärkt, was sich auf die konkreten finanziellen Erstattungen ausgewirkt hat. Die 

nachträglichen Erstattungen für nicht besetzte Stellenkontingente erfolgten mit weiterem Zeit­ 

verzug. Die Vorleistungen seitens der Gesellschaft waren in erheblicher Höhe dauerhaft monat­ 

'lich zu erbringen, was sich in der Zinsbelastung durch die Inanspruchnahme des Kontokorrent- 

kredites niederschlägt. 
Der verv.ialtungstechnische Aufwand im Zusammenhang mit der Besetzung der Arbeitsgelegen- 

heiten sowohl im Bereich Finanzen als auch Integration bei einer äußerst knappen Personal- . 

ausstattung ist auch 2015 weiter gestiegen. 
Zwischen den Bereichen Integration und Finanzen wird weiterhin ein monatlicher Abgleich zwi­ 

schen dem Soll und Ist der gezahlten Fallpauschale sowie der tatsächlich besetzten Stellen im 

, Abgleich zu den Zuwendungsbescheiden vorgenommen. 
Über diesen Stand der Besetzung wurden die Jobcenter regelmäßig aktuell informiert und die 

Erstattung der Fallpauschale für die nicht besetzten Arbeitsgelegenheiten regelmäßig bean­ 

tragt. Dies geschah unter Angabe der Gründe für die Nichtzahlung für jede einzelne Arbeitsge- 
\ 

legenheit und dem Nachweis des verwaltungstechnischen und statistischen Aufwandes, der für 

die Gesellschaft antstanden ist. 
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· Diesen Anträgen wurde durch das Jobcenter stattgegeben, so dass die Fallpauschale für durch­ 

schnittlich 194 Arbeitsgelegenheiten vollständig erstattet wurde . 

.. Insgesamt waren in der Gesellschaft in allen Aktivierungsmaßnahmen und den Arbeitsgelegen­ 

heiten mit Mehraufwandsentschädigung im Jahr 2015 durchschnittlich 202 Personen tätig. Dies 
sind 32 % wenlqer als 2014. Der Stellenrückgang in der Regiorialgesellschaft entspricht dem 

. allgemeinen Trend des Rückgangs in den Mitteln des Eingliederungstitels beim Jobcenter seit 

2010. Diese Auswertungszahlen ergeben sich aus einer monatlich aktualisierten internen Statis- 

tik. 

Die Laufzeit einer Arbeitsgelegenheit beträgt in der Regel maximal 6 Monate. Somit wird eine 

Arbeitsgelegenheit im Jahr in der Regel mit 2 Teilnehmern besetzt. Durch das vorzeitige Aus­ 

scheiden von Teilnehmern aus laufenden Aktivierungsmaßnahmen und das Nachbesetzen die­ 

ser frei gewordenen Arbeitsgelegenheiten wurden im Jahr 2015 letztendlich insgesamt 555 Per­ 
sonen im Rahmen der verschiedenen Aktivierungsmaßnahmen durch 10 Mitarbeiter betreut. 

· Mit der Integration Von langzeitarbeitslosen erwerbsfähigen Hilfebedürftigen in eine Arbeitsgele- 

· genheit wurde eln wichtiger arbeitstherapeutischer Beitrag mit dem Blick auf Integrationsmög­ 

lichkeiten und -fähigkeiten in reguläre Arbeitsverhältnisse geleistet. 
13 Teilnehmer aus Aktivierungsmaßnahmen oder Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsent­ 

schädigung wechselten in ein Arbeitsverhältnis auf dem ersten Arbeitsmarkt, in eine Weiterbil­ 

dung oder in eine Berufsausbildung, 3 weitere Teilnehmer wechselten in eine Tätigkeit im Bun- 

desfreiwilligendienst. 

. Für das Geschäftsjahr 2015 ist einzuschätzen, dass·es sich um ein insgesamt wirtschaftlich an­ 

gespanntes Geschäftsjahr gehandelt hat. Mit Gesellschafterbeschluss aus dem April 2015 wur­ 
de eine Arbeitsgruppe ins Leben gerufen, die sich mit der Fortführung bzw. Liquidation der Ge­ 

sellschaft beschäftigt hat. Ihre Aufgabe war es, der Gesellschafterversammlung entsprechend 

ihrer Arbeitsergebnisse Vorschläge für die perspektivischen Entscheidungen vorzulegen. Unge­ 

achtet dessen haben' die Gesellschaftergremien über die mögliche Eröffnung der Liquidation 

zum 01.01.2016 beraten und entsprechend votiert. Im IV. Quartal wurden die Ergebnisse vorge­ 

legt und der Entscheidungsprozess im Januar 2016, ohne das die Liquidation beschlossen wur- 

de, abgeschlossen. 

Die Geschäftsabläufe wurden 2015 auf niedrigem Niveau der Teilnehmerzahlen und zur Verfü­ 

gung stehender finanzieller Mittel stabil realisiert. 
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Durch die insgesamt sparsame Haushaltsführung und ständige Kontrolle von Plan und Ist, 
konnten Reserven aktiviert werden und nicht vorhersehbare finanzielle Belastungen für die Ge­ 

sellschaft unter Nutzung der Einllahmen und noch vorhandener Rücklagen kompensiert wer­ 
den. Bis Ende 2015 wurde eine komplette Inventur aller Vermögensgegenstände und Ausstat­ 

tungen erarbeitet und der Zeit- und Sachwert jeweils auf Schätzbasis ermittelt. Bereits 2015 

wurde begonnen, nicht mehr benötigteVermögensgegenstände bzw. Ausstattung zu veräußern 

und die Einnahmen zur Kostendeckung eingesetzt. 

Dennoch mussten die Stammeinlagen zur Sicherung der Geschäftsabläufe rechnerisch ein~e­ 

setzt worden. Die vollständig eingezahlte Stammeinlage ist auf einem gesonderten Konto bei 

der Sparkasse Vorpommern zur .Besicherung des Kontokorrents festgelegt. 

Diese·Schritte im Rahmen des Risikomanagements wurden in Abstimmung mit der Arbeitsgrup­ 

pe und dem Aufsichtsrat realisiert. Mit-dem Jobcenter Vorpommern-Greifswald Nord fanden un­ 

ter Mitwirkung von Gesellschaftern und Aufsichtsratsmitgliedern auch 2015 kontinuierlich Ver­ 

ständigungsgespräche statt, die ohne wesentlichen Erfolg blieben. 

Auch 2015 wurde mit der Hansestadt Anklam, der Stadt Wolgast, dem Amt Anklam-Land, dem 

Amt Usedom-Nord, 'dem Amt Usedom-Süd, der Gemeinde Kröslin und der Gemeinde Ostsee­ 

. bad Heringsdorf und den darüber hinaus dort ansässigen Vereinen und ·Kirchengemeinden zu- 

sammengearbeitet. 

2015 bestanden 168 Kooperationsvereinbarungen, die die Zusammenarbeit fürden Einsatz von 

Teilnehmern in Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschädigung regeln. Diese Vereinba­ 

rungen sind vorratsverelnoerunsen. die sicherstellen, dass grundsätzlich ein Einsatz von Teil­ 

nehmern in Arbeitsgelegenheiten möglich ist. Ein Anspruch seitens des Kooperationspartners 

auf Besetzung besteht daraus nicht. Diese Verfahrensweise sichert der Gesellschaft die Mög­ 

lichkeit, flexibel auf die Anforderungen der Jobcenter zu reagieren. 

69 Kooperationspartner haben für das Jahr 2015 eine Einsatzmöglichkeit bestätls. Diese waren 

. die Basis für die AntragsteIlung und Bewilligung der Arbeitsgelegenheiten. Bei 49 Kooperations­ 

partnern wurden 2015 die Möglichkeiten für den Einsatzvon Teilnehmern in den abgestimmten 

Tätigkeitsfeldern genutzt. 
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: £ine Zusammenarbeltmit der Agentur für Arbeit hat es auch im Jahr 2015 im Rahmen des SGB 
III nicht gegeben, da keine arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen in der bisherigen Form aufge- 

legt wurden. 

Die 'Stellenkontingente für die Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschädigung wurden 

für das 1. Halbjahr 2015 verbindlich im November 2014 mit Zuwendungsbescheid festgelegt. 

Für das 2. Halbjahr 2015 wurden die Zuwendungsbescheide durch das Jobcenter ab April er­ 

stellt. Bei der Fortschreibung des Wirtschaftsplans wurde auf der Basis der Zuwendungsbe­ 

scheide von einer zu erwartenden durchschnittlichen Teilnehmerzahl 2015 von 215 Stellen aus- 

gegangen. 

Die inhaltliche Schwerpunktsetzung in den Tätigkeitsfeldern wurde entsprechend des Gesell­ 
schaftsvertrages mit den Jobcentern beibehalten. Die Jobcenter haben sich mit den entspre­ 

'chenden Verwaltungsbereichen des Landkreises Vorpommern-Greifswald und den Kammern 

, dazu abgestimmt. ' 

Im Januar 2015 führte die Zertpunkt ,GmbH das Förderaudit zur Umsetzung der DIN EN ISO 

9001 :2008 sowie der Akkreditierungs- und Zulassungsverordnung Arbeitsförderung (AZA V) 
durch. Im Rahmen dieser Begutachtung wurde durch die ßesellschaft erneut der Nachweis der 

nachhaltigen Weiterentwicklung des Managementsystems und Erfüllung der AZA V-Anforderun­ 

gen erbracht. Dennoch wurde der Zertifizierungsprozess aus wirtschaftlichen Gründen ab 2016 
nicht mehr fortgesetzt, da sich nachhaltig gezeigt hat, dass eine Existenzsicherung der Gesell­ 

schaft aus der vorhandenen Zertifizierung nicht abzuleiten ist. Der Aufwand und finanzielle Nut­ 

zen sind nicht mehr vertretbar. Dennoch wird die Gesellschaft weiter entsprechend der Stand­ 
ards des Qualitätsmanagements arbeiten und der Qualitätssicherung größte Bedeutung bei- 

messen. 

Die Zahl der Integrationsbetreuer entsprechend den zu betreuenden Teilnehmern wurde auf 
Grund des beschriebenen Rückgangs der Zuweisungen 2015 im Verlauf des Jahres reduziert. 

Die Betreuungsqualität in der Fläche war weiterhin gesichert. 
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Alle Betreuungsaufgaben wurden weiterhin von den Standorten in Anklam-Stadt und Mölschow 
. . . 

organisiert und dUrchgefü~rt. Die wöchentliche Arbeitszeit der Mitarbeiter im Bereich Betreuung 
und Verwaltung wurde entsprechend der Kontingente angepasst. Da die Einsatzzeit der Teil­ 

nehmer bei 61 % der Aktivierungsmaßnahmen 20 Stunden betrug und bei 39 % 30 Stunden, 
konnte im Jahresdurchschnitt der Betreuungsschlüssel von 1 :25 gehalten werden, basierend 

auf der Abstimmung mit dem Finanzamt zur Sicherung der Gemeinnützigkeit. 
Durch das große Engagement der Mitarbeiter ist es gelungen, die gewohnte Qualität in der so­ 

zialpädagogischen und arbeitstherapeutischen Betreuung kontinuierlich zu gewährleisten. 

Ca. 39 % aller durch die Gesellschaft betreuten Teilnehmer und Arbeitnehmer wurden durch die 

Mitarbeiter des Standorts Anklam-Stadt I Anklam-Land betreut. 

Im Geschäftsjahr 2015 wurden insgesamt 11 Stellen mit Teilnehmern des Bundesfreiwilligen­ 

dienstes besetzt, die ausnahmslos im Bereich Usedom aktiv und zur materiell-technischen Si­ 

cherstellung der Projekte in diesem Bereich eingesetzt wurden. 

Mit dem firmeninternen Bereich Used om aktiv und den verschiedenen Werkstätten in den fir­ 

meneigenen Gebäuden verfügt die Gesellschaft über sehr umfangreiche Möglichkeiten zur be­ 

fristeten Integration von Langzeitarbeitslosen jeglichen Alters, aber auch für Menschen mit Mo- 

bilitätsbeschränkungen und Migrationshintergrund . 

Im arbeitstherapeutischen Sinne wird hier, besonders hinsichtlich der Neuorganisation von Ta­ 

gesabläufen und des Umgangs mit Leistungsanforderungen mit den Teilnehmern und Arbeit­ 

nehmern gearbeitet. Selbstorganisation, die Unterstützung bei der Bewältigung von individuel­ 

len Problemen und dem Abbau von Ängsten und Blockaden stehen im Vordergrund der sozial­ 

pädagogischen Betreuung. Das Erproben von flexiblen Arbeitszeitmodellen beeinflusst die Inte- 

grationsmöglichkeiten in den regulären Arbeitsmarkt positiv. 

Die Betreuung der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen, die in verschiedenen Tätigkeitsfeldern zum 

Einsatz kamen.war grundsätzlich in allen Bereichen der Gesellschaft besonders darauf gerich­ 

tet, deren Arbeitsfähigkeit, Arbeitsbereitschaft und Arbeitswilligkeit zu überprüfen und weiter zu 

entwickeln. 

Durch die Integrations- und Teilnehmerbetreuer wurden Bemühungen zur Bewerbung um regu­ 
läre Arbeit unterstützt. Ebenso wurden Einweisungen zu Themen des Arbeitsschutzes und der 

Anwendung des Allgemeinen Gleichstellungsgesetzes durchgeführt. 
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i Den sich ständig erhöhenden Qualitätsanforderungen an Betreuung und Verwaltung wurde wei- 
, terhin Beachtung geschenkt Hinsichtlich der weiteren Anforderungen an die Mitarbeiter wurden' ' 

u. a. kostengünstige Weiterbil,dungsangebote durch die Teilnahme an Tagungen und Semina­ 

ren der bag arbeit e.V. in Anspruch genommen. 

Der Mitarbeiter Finanzen nahm regelmäßig an Fachseminaren zu den in der täglichen Arbeit 

verwendeten Programmen und zu Neuregelungen bei Lohn- und Finanzbuchhaltung teil. 

In den Vorjahren war ein Rückgang an Eintritt zahlenden Besuchern zu verzeichnen. Eine Viel- 

, zahl an Besuchern nutzt nur die kostenfreien Angebote in den Außenanlagen. Auf Grund dieser 

Entwiqk!ung wird seit Ende September 2014 Eintritt für Kinder ab 3 Jahren erhoben. Dadurch 

konnte im Jahr 2015 die Zahl der Eintritt zahlenden Besucher mit 11.505 stabil gehalten wer- 

den. 

Insgesamt wurden in den Ausstellungsbereichen 12.205 Besucher gezählt. Auf die Alte Gutsan­ 

lage entfielen 7.751 und auf den Bauerngarten 4.354 Besucher. 
Die Anzahl der Besucher, die nurdie kostenfreien Angebote nutzten, lag auch im Jahr 2015 bei 

ca.6.000. 

Auf Grund der notwendigen internen Auseinandersetzung zu den kurz- und mittelfristigen Pers­ 

pektiven der Gesellschaft war eine Parallefität in der Bearb,eitung der Prozesse notwendig ge­ 

worden. Es war erforderlich geworden, sich sowohl mit der Liquidation als auch der Fortführung 
der Gesellschaft zu beschäftigen. Insbesondere standen die Nutzung der eigenen Immobilien 

, sowie der angemieteten Immobilien im Focus der Betrachtung. Dabei wurden Problemlagen 

sichtbar, die sich sowohl auf die Vertragslage mit der Gemeinde Mölschow und d.eren Überle­ 
gungen zu einer perspektivischen Nutzung, die Verpflichtungen aus Fördermittelbindungen so­ 

, wie auf das Anlagevermögen und alle Sachwerte der Gesellschaft beziehen. 

Vor diesem Hintergrund, aber auch auf Grund der stark reduzierten Teilnehme~ahl, wurde in 

. Abstimmung mit der Arbeitsgruppe der Betrieb des Bauerngartens zum Ende der Saison 2015 

eingestellt. 

Durch die Überlegungen der Arbeitsgruppe und des Landkreises V-G, die Alte Gutsanlage zur 

Unterbringung unbegleiteter, minderjähriger Ausländer zu nutzen, tat sich ein erhebliches Span­ 

nungsfeld zwischen der Gemeinde Mölschow und den anderen Gesellschaftern auf, welches 

auch nicht bis zum Jahresende, 2015 aufgelöst werden konnte. Die im III. Quartal2015 ausge- 
, sprochene Kündigung der Nutzungsvereinbarung zwischen der Gemeinde Mölschow und der 
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Regionalgesellschaft für das Gutshaus wurde daraufhin aufrechterhalten. 

Durch die Kündigung besteht grundsätzlich keine Möglichkeit mehr, das Bistro wieder in Betrieb 
zu nehmen. Damit sind Einnahmen aus der Versorgung grundsätzlich nicht mehr ein;zuplanen. 

Weiterhin wurde entschieden, für die. rechtliche Klärung zu den ·Immobilienfragen· sowohl für 

den Bauerngarten als auch für das Gutshaus Schiedsgutachten gemeinsam in Auftrag zu ge- 

. ben. Ziel der Schiedsgutachten ist es, die Wertsteigerungen an beiden Objekten zu ermitteln 

und sich möglicherweise ergebende gegenseitige Zahlungsverpflichtungen festzustellen, um so 

.offenen Vermögensfragen zu klären. 

Ein Ergebniswkd erst im II. quartal2016 erwartet. 

Die Angebote .des Bereichs Usedom aktiv richten sich, wenn auch quantitativeingeschränkt, 

weiterhin an Kinder und Jugendliche, die Interesse an einer kreativen, aktiven und sinnvollen 

Freizeitbeschäftigung.haben. Ebenso werden in Kooperation mit Jugendeinrichtungen Angebote 

entWickelt, die sich an benachteiligte und aus sozial schwachen Verhältnissen stammende Kin­ 

der richten. In diesen Kontext fügt sich die Unterbringung der unbegleiteten minde~ährigen 

Ausländer im Rahmen von Wohngruppen im ehemaligen Beherbergungsteil ein. Die Beherber­ 

gung von Schulklassen wurde mit Ende 2015 eingestellt und die Vorbereitungen für die Umnut­ 

zung begonnen. Obwohl die Gesellschaft als Träger der freien Jugendhilfe anerkannt ist, kam 

. keine politische Mehrheit und Zustimmung seitens des Jugendamtes für die eigenständige Be­ 

treuung dieser Jugendlichen durch die Regionalgesellschaft zustande. Die Unterbringung wird 

ab II. Quartal 2016 in der Verantwortung des Landkreises V-G in den Räumlichkeiten der Ge­ 

sellschaft realisiert. Ein entsprechender Mietvertrag wird abgeschlossen. Die Einnahmeausfälle 

aus der Beherbergung können durch den Abschluss des Mietvertrages max. iii Höhe von 50 % 

über den Mietzeitraum bis 2018 ausgeglichen werden. Der Mietvertrag sieht eine Amortisation 

der getätigten Investitionen innerhalb seiner Laufzeit vor. 

Die Besucherzahlen werden monatlich für die einzelnen Einrichtungen des Gesamtensembles 

erfasst und zeitnah ausgewertet.· Am Ende der Saison werden diese Zahlen für das gesamte 

Geschäftsjahr ausgewertet. 

Die Arbeitszeiten der Werkstattverantwortlichen wurden den saisonalen Erfordernissen ange­ 
passt. Auf Grund der Vermittlungshemmnisse der Teilnehmer hat sich der zeltliehe Aufwand für 

Organisation, Anleitung und Kontrolle in den Arbeitsgelegenheiten für die Werkstattverantwortli­ 

chen erheblich erhöht. 
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lEin Rückgang bei den Einnahmen aus dem allgemeinen Produktverkauf ist zu verzeichnen, was 

'letztendlich auf die gesunkene Qualität und Effektivität in den ausgeführten Tätigkeiten durch 

die Teilnehmer zurückzuführen i~t. 

Im Rahmen von Kinder- und Jugendreisen wurden auch die Möglichkeiten zur Beherbergung 

auf der Gutsanlage genutzt. Insgesamt wurden 2.184 Übernachtungen bis Oktober 2015 ge­ 

. bucht. Die überwiegende Anzahl der Herbergsgäste waren Klnder und Jugendliche, darunter 

vorrangig Schüler aus den Bundesländern Mecklenburg-Vorpommern, Berlin und Brandenburg 

und Jugendliche aus sozialtherapeutischen Wohngruppen und Vereinen. 

Ca. 60 % der gebuchten Übern?lchtungen erfolgten im Zusammenhang mit Gruppenfahrten von 

Schulklassen, Vereinen oder Musikensembles. Die Gesamtauslastung lag im Jahr 2015 bei 73 
Tagen. Dies ist ein Rückgang um 7 Tage. Gründe dafür sind der in den vergangenen Jahren 

immer kleiner gewordene Ferienkorridor und die Vorgaben der Schulen, in welchen konkreten 

. Wochen Klassenfahrten durchgeführt werden dürfen. So gab es mehrfache Anfragen für den 

gleichen Zeitraum, die auf Grund der Bettenkapazität nicht realisiert werden konnten. Die Dis­ 
.kusslon um die Unterbringung der unbegleiteten minderjährigen Ausländer und den Beginn der 

"Unterbringung sowie die dafür notwendigen Umbauten hatten zur Folge, dass ab November 

keine Buchungsanfragen mehr bestätigt werden konnten. Ab diesem Zeitpunkt liefen die Vorbe- 

reitungen für die" zukünftige Nutzung des Beherbergungsbereiches für die Unterbringung von 

unbegleiteten mlnderjährlqen Ausländern. Durch dte.Anpassunq der Übernachtungspreise im 

Jahr 2015 konnten die Einnahmen aus dem Bereich Beherbergung stabil gehalten werden. 

Auf der Gesellschafteiversammlung im November'2015 kam kein Beschluss über die Perspekti- . . 

ve der Gesellschaft zustande. Vor dem Hintergrund der vor den Kommunen stehenden Aufga­ 

ben bei der Bewältigung der Flüchtlingsproblematik, konnte dennoch keine gemeinsame Posi­ 

tion zur Perspektive der Gesellschaft gefunden werden. Der Klärungsprozess wurde im Januar 

2016 fortgesetZt. Auf Grund der neuen Situation für die Gesellschaft ist einzuschätzen, dass 

sich die existenzbedrohende Situation für die Gesellschaft auch mit einer Unter~ringung der un­ 

begleiteten minderjährigen Ausländer im Rahmen eines Mietverhältnisses mit dem Landkreis 

nicht verändert hat. Die Einnahmeausfälle aus dem Beherbergungsbetrieb sind mit der Miete 

nicht auszugleichen, so dass von einem defizitären Haushaltsjahr auszugehen ist. 
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Deshalb kommt dem Risikomanagement auch 2016 eine äußerst gewichtige Rolle zu. Die mo­ 
: natliche Liquiditätsvorausschau, die Sicherung der Zahlungsfähigkeit, der Verkauf nicht mehr 

benötigter Vermögenswerte und die extrem sparsame Haushaltsführung haben oberste Priori­ 

tät. 

Darüber hinaus wird es erforderlich sein, eine mögliche Liquidation weiter vorzubereiten, den 

Verkauf der Immobilien bzw. deren Umnutzung weiter zu verfolgen und alle Schritte umzuset­ 

zen; die eine Insolvenz der Gesellschaftverhindern. 

Auf den Gesellschafterversammlungen und Beratungen des Aufsichtsrates werden diese The­ 

men und die damit verbundenen Zahlen ebenfalls zur Diskussion gestellt. 

3. Vermögenslage 

Die Vermögenslage kann als gut eingestuftwerden. Dies zeigt sich vor allem an der unverän­ 

dert hohen Eigenkapitalquote von 48,3 % (51,4 %). 

4. Ertragslage 

Wir erwirtschafteten in 2015 folgende Umsatzerlöse bzw. erhielten folgende Zuwendungen: 

2015 2014 Veränderung 
TEUR TEUR TEUR 

a) Umsätze I 162 223 -61 
b}Zuwendungen 436 1.023 -587 

598 1.246 -648 

Der Rückgang der Umsätze resultiert im Wesentlichen aus dem Rückgang der Einnahmen des 

Bereichs Usedom aktiv. Durch die Schließung des Bistros für die Öffentlichkeit und nur noch ei­ 

ne bedarfsbezogene Versorgung der Tages- und Übernachtungsgäste wurden die. Einnahmen 

drastisch reduziert: Das war notwendig geworden durch die Anpassung von Öffnungs- und Ar­ 

beitszeiten an die Personalsltuation. 

Mit dem 31.12.2014 wurde das Bundesprogramm "Bürgerarbeit" beendet, was zu einem Weg­ 

fall von Einnahmen aus arbeitstherapeutischen Zuschüssen gegenüber dem Vorjahr von ca. 

18;5 T€ geführt hat. 
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Mit dem Ende des Bundesprogrammes .Bürqerarbell" und dem Rückg~ng der Teilnehmer in 

AGH mit MehraufWandsentschädigung verringerten sich auch die Einnahmen aus Verwaltungs- 

pauschale um ca. 15 T€ . 

. Allein der Rückgang der Zuwendungen aus der Reduzierung der Teilnehmer in Arbeitsgelegen­ 

. heiten mit Mehraufwandsentschädigung beträgt ca. 32 %. Die weiteren Rückgänge der Zuwen­ 
. dungen stammen aus dem Wegfall der Lohnkostenzuschüsse für das beendete Bundespro- 

gramm Bürgerarbeit. 

Im Übrigen kann die Ertragslage der Gesellschaft durch Gegenüberstellung der folgenden drei 

Teilergeb~isse vor Verwendun!;l der Rücklagen verdeutlicht werden: 

2015 2014 Veränderung 
TEUR TEUR TI;:UR· 

a) Ergebnis des ideelen Bereichs -59 -62 3 

b) Ergebnis derVermögensverwaltung 0 1 -1 

. c) Ergebnis des wirtschaftlichen Bereichs 2 3 -1 

. . Jahresfehlbelrag/Jahresüberschuss -57 -58 1 

Das Ergebnis des ideellen Bereichs ist negativ, entspricht aber im Wesentlichen den Vorgaben 

des bestätigten Wirtschaftsplaris 2015. Durch ungeplante Verkäufe von Inventar und anderen 

. Materialien kommt es zu einer Verschiebung der Ergebnisse in den einzelnen Bereichen. lnsqe- 

samt entspricht das Gesamtergebnis dem Wirtschaftsplan. 

Das Ergebnis der Vermögensverwaltung beinhaltet ausschließlich Zinseinnahmen. Auf Grund 
. . 

der bekannten Zinspolitik betragen sie in ·2015 - 86 €. 
Die Zinsaufwendungen resultieren im Wesentlichen aus Kontokorrentzinsen für die Vorfinanzie- 

rung der AufWendungen zur Durchführung der Maßnahmen und Auszahlung der monatlichen. 

,Teilnehmervergütung. Sie wurden daher im ideellen Bereich erfasst. 

Das Ergebnis des wirtschaftlichen·Bereiches resultiert zum Beispiel aus den Einspeisevergütun­ 

gen nach EEG für die Photovoltaikanlage des JugEmdhandwerkerhofes; Ausleihgebühren und 

dem Bücherverkauf. Diese Einnahmen sind 2015 als stabil zu bewerten. 
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5. Beschaffung 

Die Planungen fiir die Sachkqsten-Verwendungen erfolgten entsprechend der konkreten Zu­ 

wendungsbescheide: In Auswertung der einsatzbezogenen Bedarfsermittlung erfolgt der Ab­ 

gleich mit der Gesamtplanung .. Daraus werden die notwendigen Festlegungen für die Beschaf­ 

fung von Ausstattungen, Materialien und Werkzeugen abgeleitet. Mit dem Einsatz eines festen 

Betrages für Sachkosten ist die Arbeitsfähigkeit in den verschiedenenArbeitsgelegenheiten zu 

, jeder Zeit gesichert. 

6. Investitionen 

In 2015 wurden keinerlei Investitionen getätigt. 

7. Finanzierung. 

Den Hauptpfeiler der Personl:ilkostenfinanzierung stellt die Trägerpauschale für die Arbeitsgele­ 

genheiten mit Mehraufwandsentschädigung dar, die pro Monat und Teilnehmer in der Regel 

EUR 150 betrug .. 

Die Bereitstellung des arbeitstherapeutischen Zuschusses, der durch die Kooperationspartner 

. bereitgestellt wird, dient der Qualitätssicherung der Betreuung derTeilnehmer. 
Auch hier zelqt sich, dass der Rückgang der Stellenzuweisungen maßgeblichen Einfluss hat, da 

durchdie geringere Anzahl an Kooperationsvereinbarungen auch dieserZuschuss im Vergleich 

. zu 2014 rückläufig gewesen ist. 
Fehlende Personalkosten für Mitarbeiter aus dem Bereich Usedom aktiv wurden aus Einnah- 

men finanziert. 
Festzustellen ist, dass die Gesamtfinanzierung der variablen Kosten und der Fixkosten für die 

Teilnehmer in Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschädigung und Projektkosten zu je­ 

dem Zeitpunkt im Jahr auf Grund der vorhandenen Stammeinlagen und des Kontokorrentkredi­ 

tes der Sparkasse Vorpommern sichergestellt war. 

In diesem Zusammenhang musste auch 2015, wie schon 2014, auf die Bildung des Leistungs- . 

fonds für leistungsbezogene Einmalzahlungen verzichtet werden. Gleichzeitig wurden weiter 

über die Veränderung der Arbeitszeitmodelle die Personalkosten reduziert. 
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Durch die Fortführung bzw. Verlängerung von zwei Sonderprojekten durch die 

'ötto-Brenner-,stiftlmgl Neue Länder konnten Personalkosten anteilig gestütztwerden. In einem, 

dieser Projekte stehen anteiligeiPersonalmittel bis ~uli 2016 zur Verfügung. 

8,. Wichtige Vorgänge im Geschäftsjahr 

Die' in 2015 nachhaltig wirksam gewordene Stellenreduzierung um 21 % und der damit verbun­ 

dene Rückgang, der zur Verfugung stehenden. Mittel, verlangte zwingend die Fortsetzung einer 

.auf Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit gerichteten Geschäftspolitik. Die Optimierung der Ar­ 

beitsabläufe an den Standorten haben ermöglicht, dass das Geschäftsjahr 2015 konstruktiv, 

geordnet und mit einer qualifizierten Arbeitsfähigkeit realisiert werden konnte. 

, Durch den Kontokorrentkredit war die Liquidität zu jeder Zeit gesichert und allen Verpflichtun­ 

gen konnte fristgerecht nachgekommen werden. 

Der, im Zusammenhang mit dem Bundesprogramm "Bürgerarbeif überprüfte Sachverhalt der 
. . ' . 

. Arbeitnehmerüberlassung ist nach wie vor ohne abschließenden Bescheid. Das Bundespro- 

, ' gramm ist 2014 ausgelaufen, Ein erneuter Antrag auf Arbeitnehmerüberlassung wurde nicht 

gestellt. 

Nachdem im November 2014 bereits das Thema Liquidation der Gesellschaft durch den Haupt- . 

gesellschafter angesprochen wurde, gab es im Geschäftsjahr 2015 dazu keine abschließende 

Entscheidung. 2015 berieten die Gesellschaftergremien sowohl Bsendlqunqs- wie Fortfüh­ 

rungsszenarien. Die verbindlichen Entscheidungen wurden auf den Januar 2016 vertagt. ' 

Die durch die Gemeinde Mölschow zunächst beantragte vorfristige Aufhebung der Pachtverträ­ 

ge für den Bauerngarten (eingereicht am 17.08.2015; wurde am 05.10.2015,-zurückgezogen) 

und die Kündigüng der Nutzungsvereinbarung für das Gutshaus haben sowohl inhaltliche als 

auch finanzielle Auswirkungen. Einerseits verändert sich das inhaltliche Angebot durch den 

Wegfall des Bauerngartens ab 2016 und somit entfallen auch die Einnahmen aus diesem Teil- 

, bereich der Gesellschaft. Mit der Kündigung des Gutshauses entfällt grundsätzlich die Möglich­ 

keit der Verpflegung von Besuchern der Alten Gutsanlage in der bisherigen Form. 
, . 

Inhaltlich wurden die 'Ausstellungen aus dem Gutshaus in den Jugendhandwerkerhöf und die 

Remise integriert. 
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Durch die öffentlich geführte Diskussionzur Perspektlveder Gesellschaft ist voneinem erhöh­ 

ten Aufwand für ·die Öffentlichkeitsarbeit auszugehen, um weitere Besucherrückgänge auf der 
Gutsanlage zu verhindern. 

. . 

Im Ergebnis der Prüfung zur Unterbringung und Betreuung von unbeqleiteten minderjährigen 

Ausländern hatten die Gesellschafter Wolgast und Anklam entsprechende Beschlüsse gefasst, 

die von einer Fortführung der Gesellschaft ausgingen. Solche Beratungen zur Aufhebung. der 

Gremienbeschlüsse der Gesellschafter wären in den anderen Gesellschaftergremien nicht 

durchgeführt worden. Insofern zeichnete sich bereits Ende 2015 ab, dass für eine liquidation 

nicht die erforderliche satzungsändernde Mehrheit zustande kommt. 

B. Hinweise auf die künftige Entwicklung und aufwesentliche Risiken 

Im Januar 2016 tagten sowohl die Arbeitsgruppe, als auch der Aufsichtsrat und die Gesellschaf­ 

terversammlung, . um die ausstehenden Beschlüsse zu fassen. Es kam auf Grund der bestehen­ 

den Gremienentscheidungen der Gesellschaftergemeinden keine satzungsändernde Mehrheit 
für einen Beschluss zur Liquidation der Gesellschaft zustande. Dem vorgelegten Wirtschafts­ 

plan für die Jahre 2016 - 2020 unter dem Aspekt der Fortführung der Gesellschaft stimmten die 

Gesellschafter mehrheitlich zu. 

Aus den im Entwurf vorliegenden Schiedsgutachten für die Objekte Bauerngarten und Guts­ 

haus sind aktuell keine wirtschaftlichen Risiken für die Gesellschaft abzuleiten. Die dargestell­ 

ten Bewertungen sind in ihrer Wirksamkeit auf die finanzielle Situation der Gesellschaft nach 

endgülUger Fertigstellung auszuwerten. Aufsichtsrat und Gesellschafterversammlung müssen 
) 

über die weitere Verfahrensweise beraten und die entsprechenden Beschlüsse fassen. 

Usadom aktiv Wird begrenzt auf die Immobilie der Regionalgesellschaft weiterhin mit Schau­ 

werkstätten, . Ausstellungen und verschiedenen Freizeit- und Aktivitätsangeboten für Kinder, 

Gruppen und sonstige Besucher öffentlich zugänglich sein. 

Für die abgeschlossene Unterbringung der unbegleiteten minderjährigen Ausländer gemäß Ju­ 

gendhilfegesetzgebung wurden im I. Quartal 2016 die räumlichen Voraussetzungen geschaffen. 

Die Refinanzierung der damit verbundenen Investitionen und der bereitgestellten Ausstattung 

für 2 Wohngruppen im Rahmen der Inobhutnahme und ClearingsteIle erfolgt über den Mietver­ 

trag, der vom 15.04.2016 - 14.04.2018 gelten soll. 
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IDie Fördermittelbindung für den ehemaligen Beherbergungsbereich wurde für die Zeit des Miet­ 

\rertra"ges ausgesetzt. Damit verlängert sich die Fördermittelbindung bis 2029 und es wurde die 
,Auflage erteilt, dass perspektiv;isch die Hahmenbedingungen für die ursprünglich festgelegte 

, und geförderte Nutzung wieder hergestellt werden. Eine entsprechende Regelung ist im Miet- 

vertrag getroffen. 

Nicht mehr benötigte Vermögens- und Ausstattungsgegenstände werden soweit möglich zur 

Kostende(;kung verkauft. Sofern es dabei zur Erstattung von Fördergeldern kommen muss, sind 

diese mindestens in Höhe des Verkaufspreises an den Zuwendungsgeber zurückzuführen. 

Die grun~sätzliche Zielstellung bleibt weiterhin die Existenzsicherung wirksamer Strukturen un­ 

ter Berücksichtigung der steuerlichen und gesellschaftsrechtlichen Rahmenbedingungen. 

Die damit verbundenen Auswirkungen für die Gesellschaft sind bereits dargestellt und die Kon­ 

sequenzen für den Fortbestand der Gesellschaft aufgezeigt. 

Auf der Basis' der, Vorausschau der Entwicklung der Beschäftigtenzahlen und der derzeitigen 

, Kenntnis der Finanzierungsbedingungen muss die Aufrechterhaltung der Zahlungsfähigkeit im 

Vordergrund stehen. Da ohne .dle Inanspruchnahme der Kontokorrentkreditlinie diese nicht 

mehr gesichert ist. 

Durch das Jobcenter Nord wurden Ende 2015 die Planzahlen für das 1. Halbjahr2016 bekannt 

gegeben. Hiernach plante die Gesellschaft mit einer Zuweisung von 166 Teilnehmern. Nach 

, derzeitigem Kenntnisstand kann für. das 2. Halbjahr 2016 mit der Zuweisung von '158 Teilneh-, 

me~n gerechnet werden. Des Weiteren ist für das 2. Halbjahr 2016 eine Maßnahme mit 9 Teil­ 
nehmern bei erhöhtem Betreuungsaufwand und somit höherer,Maßnahmekostenpauschale ge- 

plant. 
Insgesamt bedeuten die für 2016 avisierten Teilnehmerzahlen im Bereich Arbeitsgelegenheiten 

mit Mehraufwandsentschädigung einen weiteren Rückgang. Gegenüber 2015 auf 2016 beträgt 

dieser ca. 16 %. 

Der weitere Stellenrückgang und die Einnahmenverluste aus der fehlenden Zimmervermietung 

verhindern auch 2016 eine wirtschaftliche Stabilisierung der Gesellschaft. 
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fpie Fortschreibung des Wirtschaftsplans wird durch' die aktuelle Entwicklung zur ersten Gesell­ 
::schafterversamrnlung. im Jahr 2016 im Zusammenhang mit dem Jahresabschluss vorgelegt. 
. . . existenzielle Entscheidungen sind unabdingbar und unter Berücksichtigung aller gesellschafts- 

rechtlichen, steuerlichen und arbeitsrechtlichen Aspekte zu treffen. Dabei ist in jeden Fall abzu­ 

Wägen, wie sich das Kosten-Nutzen-Verhältnis darstellt und welche Chancen und Risiken ver- . 

schiedene Optionen haben. 

Für die durch die Berufsgenossenschaft seit dem Jahr 2012 erhobenen Beiträge zur gesetzli­ 

chen Unfallversicherung der Teilnehmer in Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschädi­ 

gung erfolgt eine quartalsweise Weiterberechnung gegenüber den jeweiligen aktiven Koopera- . 

tionspartnern entsprechend Teilnehmern und Monat. 

Um auch zukünftig eine termingerechte finanzielle Abwicklung aller Geschäftsvorfälle zu ge­ 

währleisten, werden, wie in den vergangenen Jahren auch, folgende Maßnahmen ergrIffen: 

_ Beibehaltung des Kontokorrentkredites bei der Sparkasse Vorpommern 

Wöchentlicher Soll-Ist Vergleich der Beschäftigtenzahlen 
Kurzfristiger Kontakt mit dem Jobcenter bei nicht besetzen Arbeitsgelegenheiten, die eine 

Nichtzahlung der Trägerpauschale zur Folge haben 

Zeitnahe Mittelabrechnung bei den Zuwendungsgebern 

_ Nutzung allerZahlungsvergünstigungen 
_ Verbesserung der Einnahmemöglichkeiten über ein vielseitiges und interessantes Angebot. 

für Kinder und Jugendliche sowie Angebote, die die Pflege der Regionalgeschichte zum In- 

halt haben 
Zusätzliche ProjektakqUise zur Mittelgewinnung im Bereich Personalkosten und zur Verbes- 

serung der Angebote im Bereictl Usedom aktiv 

Die "Geschäftsführung wird auch weiterhin das Hauptaugenmerk auf die finanzielle Absicherung 

aller arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen und neu anzuwendenden Instrumente richten. Dabei 

" ; . ist stets der Gesellschaftszweck in den Mittelpunkt der Bemühungen zu stellen und seine Ein­ 

. haltung stets zu prüfen und zu wahren. Die Zusammenarbeit mit dem Aufsichtsrat der Gesell­ 

schaft und den Gesellschaftern wird auch zukünftig kontinuierlich fortgesetzt. 

Der Bestand der Gesellschaft ist in der derzeitigen Struktur aus heutiger Sicht mittel- und lang­ 

fristig nicht gesichert. 
, . 
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Bei einem weiteren Rückgang des Kerngeschäfts ist davon auszugehen, dass auch die Unter­ 

'bringung von unbegleiteten minderjährigen Ausländern als besondere Maßnahme zur Siche­ 
. rung der Vermögenswerte der. Gesellschaft langfristig nicht ausreichen wird. Die Einnahmen 

aus dem Mietvertrag werden den Einnahmeausfall aus dem Beherbergungsbereich maximal zu 

50 % abfangen. 

Gleichzeitig sollten weitere Bemühungen erfolgen, alternative Nutzungs,- und Gestaltungskon­ 

zepte für die Alte GLitsanlage zu entwickeln, die als Eigentum der Gesell$chaft eine Basis mit 

. EntwiCklungspotenzial darstellt. 

I Mit Ablauf des·Geschäftsjahres 2015 sind die liquiden Mittel aufgebraucht.. Das noch vorhande- 
..' . 

ne Stammkapital stellt sich als gebundenes Vermögen dar. 
Das Geschäftsjahr 2015 basierte auf dem durch den Aufsichtsrat empfohlenen und durch die 

Gesellschafterversammlung bestätigten Wirtschaftsplan im Zusammenhang mit seiner Fort­ 

schreibung auf der Basis der Zusagen seitens der Bundesagentur für Arbeit Greifswald. 

Nach dem 31.12.2015 wurde in der Gesellschafterversammlung am 28.01.2016 die Fortführung 

der Gesellschaft beschlossen, da für die Liquidation die erforderliche satzungsändernde Mehr­ 

heit nicht zustande gekommen ist. Der Mietvertrag für die Unterbringung der unbegleiteten min­ 

. derjährigen Ausländer gleicht den Einnahmerückgang aus der Beherbergung im Bereich Use- 

dom aktiv nicht aus. Insofern ist auch weiterhin von einem defizitären Jahresergebnis auszuge- 

hEm. 
Vor diesem Hintergrund werden sich die Gesellschafter mit der Fortführung der Gesellschaft 

bereits im Geschäftsjahr 2016 erneut befassen müssen. 

Mölschow, den 30. Mai 2016 

Gemeinnützige Regionalgesellschaft Usedom-Peene mbH 

~~.;W~ 
Dr. ate Carola Johannsen 

Geschäftsführerin 


